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Mit den Brandanschlägen auf die
geplanten Flüchtlingsunterkünfte
in Rockensußra hatte sich der Land-
tag auf Antrag der SPD-Fraktion in
einer Aktuellen Sitzunde am 9. Sep-
tember befasst. Folgend dokumen-
tieren wir aus dem Plenarprotokoll
die Rede von Sabine Berninger,
Sprecherin für Flüchtlings- und Mi-
grationspolitik der Fraktion DIE LIN-
KE:

Am Montag brachten neben vielen
Demokratinnen und Demokraten, un-
ter anderem auch der Ministerpräsi-
dent des Freistaats Thüringen gemein-
sam mit dem Innenminister, ihr Entset-
zen wegen dieser Brandstiftung in Rok-
kensußra und die Abscheu gegenüber
den Täterinnen oder Tätern zum Aus-
druck.

Bei Facebook kommentierte eine
Userin, dass wiedermal die Nazis ver-
antwortlich gemacht würden und da-
mit das Weltbild dann wieder stimme.
Ich habe dagegen gehalten und habe
geschrieben: So einfach ist das nicht.
Es sind nicht nur Leute mit extrem
rechtem Parteibuch oder Mitglieder
extrem rechter Gruppen, die solche
Brandstifter sind, sondern es sind „ein-
fach nur Rassistinnen oder Rassisten“,
die solche Brandstifter sein können,
die behaupten, die Absenkung der Lei-
stungen zum Beispiel für Flüchtlinge
oder die Wiedereinführung von Sach-
leistungen würden Flucht verhindern
oder die Zahlen Geflüchteter senken.

Das sind Rassistinnen oder Rassi-
sten oder eben auch geistige Brand-
stifterinnen und Brandstifter. Brand-
stifter sind Menschen, die in richtige
und falsche Flüchtlinge einteilen.
Brandstifterinnen sind auch solche
Leute, die Vorurteile und Ängste ge-
genüber Flüchtlingen schüren – es ist

Aus der Landtagsdebatte zu Brandanschlägen auf geplante Flüchtlingsunterkünfte

schon erwähnt worden –, durch zum
Beispiel falsche Behauptungen über
angeblich zugenommene Diebstahl-
zahlen in Freibädern in Südthüringen
beispielsweise. Das sind Brandstifter.

BrandstifterInnen sind aber auch
solche Leute, die solche Brandanschlä-
ge dadurch relativieren, indem unter-
stellt wird, die Bürgerinnen und Bürger
seien nicht rechtzeitig informiert wor-
den. In Suhl hätten auch Sie, Herr
Scherer (CDU-Abgeordneter, d.R.),
nicht gerechtfertigt, wenn nach der
Übers-Wochenende-Einführung der
Erstaufnahmeeinrichtung, die Dirk

Adams (Abgeordneter der Grünen,
d.R.) schon angesprochen hat, hätten
auch Sie keine Brandstiftung gerecht-
fertigt und ich finde, es ist eine Relati-
vierung, die Sie hier vorgenommen ha-
ben. Brandstifterinnen und Brandstif-
ter sind auch diejenigen, die diese Leu-
te, die dann tatsächlich die Straftat der
Brandstiftung begehen, in ihrer Annah-
me bestärken, sie würden die Volks-
meinung oder Volkswillen umsetzen,
den die anderen nur nicht sich getrau-
en, zu sagen.

Ich bin froh, dass es eben nicht die
Meinung der Thüringerinnen und Thü-

ringer und der in Thüringen lebenden
Menschen ist, dass die herrschende
Meinung eben keine rassistische ist,
keine gewalttätige, sondern eine
menschliche, dass das Zeichen, dass
wir diesen Brandstifterinnen und
Brandstiftern entgegensetzen, diesen
Rassistinnen und Rassisten entgegen-
setzen, das der weltoffenen Gemeinde
Rockensußra beispielsweise ist, die
Frau Marx (Abgeordnete der SPD, d.R.)
erwähnt hat, und das aber einer auch
in der Flüchtlingspolitik konsequent
menschenrechtsorientierten Landes-
regierung. 

Ich will die Kritik, die an Minister
Lauinger geübt wurde, strikt zurück-
weisen, Herr Scherer. Ich bin sehr froh,
dass das Zeichen, das wir in Thüringen
im Moment senden, das der vollge-
packten Kartons und Kisten ist, die
hier inzwischen in mehreren Räumen
im Landtag stehen. Ich bin froh, dass
es das viele gesammelte und gespen-
dete Spielzeug ist, die vielen Windeln,
die gebracht wurden. 

Die vielen Menschen,
die unbürokratisch helfen

Ich bin froh, dass das Zeichen, das
wir den Brandstifterinnen und Brand-
stiftern entgegensetzen, das einer
großartigen Welle der Hilfsbereitschaft
ist und das Zeichen das des Willkom-
mens ist, das der unermüdlich ehren-
amtlich engagierten Helferinnen und
Helfer, des DRK, der Feuerwehr hier in
Erfurt, des Technischen Hilfswerks bei-
spielsweise, das der vielen Frauen und
Männer und auch der Kinder heute
Morgen, die fast die ersten waren, die
gespendet haben, eine Schulklasse ei-
ner Erfurter Schule, dass das das Zei-
chen ist, das der vielen Leute, die in
den Räumen stehen und die Sachspen-
den sortieren, genau wie derjenigen,
die in der Messehalle gerade stehen
und Sachspenden sortieren und ord-
nen und an die Flüchtlinge austeilen. 

Ich bin froh, dass es das Zeichen der
unbürokratisch auch helfenden Land-
tagsfraktionen, die beteiligt sind an
diesen Sammelaktionen, und der un-
bürokratisch helfenden Landtagsver-
waltung ist; ohne die Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter an der Wache und hier
in der Landtagsverwaltung hätten die
Spenderinnen und Spender und Sortie-
rerinnen und Sortierer ein paar Mal
ganz schön alt ausgesehen. 

Und nicht zuletzt will ich als Zeichen,
das wir den Brandstiftern entgegenset-
zen, auch das der vielen Menschen, die
am vergangenen Samstag in Saalfeld
bei Regen Hilfsgüter transportiert, sor-
tiert und verteilt haben, die Stunden-
lang „Refugees welcome“ gesungen
haben, dass das das thüringische Zei-
chen ist, was wir den Brandstiftern ent-
gegensetzen. Dafür können wir sehr
dankbar sein. Danke, dass Thüringen
hilft!                                                     

Erklärung zu beruflichen Integration von Flüchtlingen

Arbeits- und Sozialministerin Hei-
ke Werner (LINKE) hat die Erklärung
von Bund, Ländern, Gewerkschaf-
ten und Wirtschaftsverbänden zur
beruflichen Integration von Flücht-
lingen als wichtiges Signal für ein
gelingendes Zusammenleben in
Deutschland, begrüßt, aber zu-
gleich gesagt, dass an einigen Stel-
len klare Angebote an die Flüchtlin-
ge vermisst.

Heike Werner betonte: „Die Erklä-
rung stellt klar, dass Bund, Länder, Ge-
werkschaften und Wirtschaft in einer
gemeinsamen Verantwortung stehen,
geflüchteten Menschen in Deutsch-
land eine Zukunft in Ausbildung, Quali-
fizierung und dem Zugang zum Arbeits-
markt geben müssen und gewillt sind,
dieses Ziel zu verfolgen.“

So haben sich die Partnerinnen und
Partner der Allianz etwa darauf ver-
ständigt, zukünftig schon besser und
frühzeitiger die Qualifikationen und Be-
rufserfahrungen von Geflüchteten zu
erfassen, um längere Überbrückungs-
zeiträume für die Betroffenen zu ver-

meiden. „Thüringen ist an dieser Stelle
einer der Vorreiter unter den Ländern:
Im Freistaat sind wir gerade dabei, ent-
sprechende Fragebögen in den Erst-
aufnahmeeinrichtungen für Geflüchte-
te zu etablieren, um in Zusammenar-
beit mit Jobcentern und Arbeitsagentu-
ren rasch passgenaue Angebote zu ha-
ben“, so Ministerin Werner weiter. 

Förderung für Asylsuchende mit 
Bleibeperspektive müsste 
von Beginn an möglich sein

Außerdem stelle die Erklärung klar,
dass es nicht zu einem Gegeneinander-
ausspielen von Langzeitarbeitslosen
und Geflüchteten kommen dürfe und
dass der Abbau von Sprachhemmnis-
sen ein zentrales Element für eine er-
folgreiche Integration in Ausbildung
und Berufsalltag seien. 

Für letztere will der Bund die vorhan-
denen Integrations- und Sprachkurse
des BAMF (Bundesamt für Migration
und Flüchtlinge) frühzeitiger für ge-
flüchtete Menschen öffnen und insge-
samt die Finanzierung verbessern. Bis-

lang stehen hierfür nicht ausreichend
Bundesmittel zur Verfügung. Ministerin
Werner äußerte allerdings auch Kritik
an dem Papier. „Die Arbeits- und Sozi-
alminister der Länder hatten sich im
Vorfeld weit überwiegend auf den vor-
übergehenden Verzicht auf die soge-
nannte Vorrangprüfung durch die Ar-
beitsagenturen und auch gemeinsam
für eine gesicherte Berufsausbildung
nach der die 3+2–Regelung - Bleibe-
recht für die Dauer der in der Regel
dreijährigen Ausbildung und für eine
zweijährige Anschlussperspektive in
Beschäftigung - ausgesprochen. Diese
Forderung fanden in dieser Deutlich-
keit leider keinen Eingang in die Erklä-
rung.“

„Ich bedauere  zudem, dass man
auch bei den Förderinstrumenten des
SGB II und SGB III für Berufsvorberei-
tung und Ausbildung hinter den Vor-
schlag der Arbeits- und Sozialminister
zurückgegangen ist, diese Förderin-
strumente umgehend und von Beginn
an für Asylsuchende mit Bleibeper-
spektive und Geduldete zu öffnen“,
merkte Heike Werner an.                    

Der Fraktionssitzungsraum der Linksfraktion war umfunktioniert zur Sammelzen-
trale für die vielen Spenden, die am Landtag in Erfurt abgegeben wurden.


